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Anlage 2  

 
Erläuterungen zu Begrifflichkeiten aus dem Nagoya-Protokoll und seiner 
Umsetzung 
 
Zur Umsetzung des Protokolls von Nagoya über den Zugang zu genetischen 
Ressourcen und die ausgewogene und gerechte Aufteilung der sich aus ihrer 
Nutzung ergebenden Vorteile zum Übereinkommen über die biologische Vielfalt 
im Rahmen der UN-Konvention zur biologischen Vielfalt (CBD) hat die EU die 
Verordnung (EU) Nr. 511/2014 sowie die Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 2015/1866 erlassen. Im Januar 2021 wurde hierzu ein aktualisierter „Leit-
faden zu dem Anwendungsbereich und den Kernverpflichtungen der Ver-
ordnung (EU) Nr. 511/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über Maßnahmen für die Nutzer der Vorschriften des Protokolls von 
Nagoya über den Zugang zu genetischen Ressourcen und die ausgewo-
gene und gerechte Aufteilung der sich aus ihrer Nutzung ergebenden Vor-
teile in der Union (2021/C 13/01)“ veröffentlicht, der Erläuterungen zu den 
Bestimmungen und zur Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 511/2014 enthält.  
 
Aus der genannten EU-Verordnung und deren Folgedokumenten ergibt sich 
eine Mitverantwortung der Leitungen von Forschungseinrichtungen, ein-
schließlich Universitäten, für die Einhaltung der Regelungen des Nagoya-
Protokolls und der EU-Verordnung bei Forschungsprojekten mit genetischen 
Ressourcen.  
 
Genetische Ressourcen sind als „biologisches Material mit funktionalen Erb-
einheiten und von tatsächlichem oder potenziellem Wert“ definiert. Das Durch-
führen von Forschungs- und/oder Entwicklungstätigkeiten an der genetischen 
und/oder biochemischen Zusammensetzung genetischer Ressourcen wird als 
„Nutzung“ bezeichnet. „Traditionelles Wissen über genetische Ressourcen“ 
wird diesen juristisch gleichgestellt. 
 
Nach dem Nagoya-Protokoll unterliegen genetische Ressourcen dem Verfü-
gungsrecht derjenigen Länder, aus denen diese stammen (Bereitstellerland). 
Entsprechend setzt ihre Nutzung die – ggf. unter Auflagen – erteilte Genehmi-
gung der zuständigen Behörde des Bereitstellerlandes voraus. Wenig bekannt 
ist, dass dies auch für Material in Sammlungen gilt. Zur Erlangung der Geneh-
migung gibt das Nagoya-Protokoll Verfahrensweisen vor, die von Nutzern ein-
zuhalten sind. Bestandteile dieser Verfahren sind die vor Projektbeginn einzu-
holende „Zustimmung des Bereitstellerlandes“ und die „einvernehmlich verein-
barten Bedingungen“, in denen ggf. Vorteilsausgleiche für die Nutzung geneti-
scher Ressourcen vertraglich festgelegt werden. Für die nichtkommerzielle 
Grundlagenforschung können unter Umständen vereinfachte Verfahren ausge-
handelt werden. Darüber hinaus sind ggf. auch weitere Anforderungen, die für 
die jeweiligen Forschungsprojekte relevant sind, zu beachten. 
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Die Verordnung (EU) Nr. 511/2014 zielt unter dem Begriff der Sorgfaltspflicht 
auf die Einhaltung dieser Verfahren durch die Nutzer (das sind die Forschenden 
und ihre Einrichtungen), auf die – durch die Nutzer vorzunehmende – Doku-
mentation der einzelnen Schritte und auf die Information der zuständigen nati-
onalen Behörde über die Forschungsprojekte. Damit sind alle Forschungsein-
richtungen aufgerufen, Strukturen und Prozesse zu entwickeln, um die Einhal-
tung der Sorgfaltspflicht zu gewährleisten (s. hierzu z. B. den o. g. „Leitfaden 
der Europäischen Kommission zu dem Anwendungsbereich und den Kernver-
pflichtungen der Verordnung (EU) Nr. 511/2014 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über Maßnahmen für die Nutzer der Vorschriften des Protokolls 
von Nagoya über den Zugang zu genetischen Ressourcen und die ausgewo-
gene und gerechte Aufteilung der sich aus ihrer Nutzung ergebenden Vorteile 
in der Union (2021/C 13/01)“, insb. Ziffer 3.1). 
 
In Deutschland ist die zuständige nationale Behörde für alle Angelegenheiten 
des Nagoya-Protokolls und der EU-Verordnung das Bundesamt für Naturschutz 
(BfN). Auf seiner Homepage stellt das BfN umfangreiche Informationen zur Ver-
fügung, darunter auch sehr hilfreiche FAQs (www.bfn.de/themen/cites/faq-
haeufig-gestellte-fragen.html). Dem BfN obliegt als eine der Dienstaufgaben 
auch die im Nagoya-Protokoll vorgesehene Kontrolle der Einhaltung der Sorg-
faltspflicht. Solche Kontrollen sind an einigen Forschungseinrichtungen bereits 
angelaufen. Wie vonseiten des BfN zu erfahren war, wurden bereits entspre-
chende Erhebungsbögen an Leitungen von Hochschulen und weiterer For-
schungseinrichtungen versandt. Die Forschungseinrichtungen sind dabei zur 
Kooperation mit dem BfN bei diesen Kontrollen verpflichtet. Bei Verstößen ge-
gen die Sorgfaltspflicht können Sanktionen verhängt werden, die sich an der 
Schwere des Falles orientieren. Da die Leitungen der Forschungseinrichtungen 
für die Einhaltung der Sorgfaltspflicht durch ihre Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler mitverantwortlich sein können, können sich etwaige Konsequen-
zen ggf. auch auf die Leitungsebene der Forschungseinrichtung erstrecken.  
 
Als kleinen Ausblick in die Zukunft weisen wir darauf hin, dass das Nagoya-
Protokoll und seine Folgedokumente viele juristische Fragen aufgeworfen ha-
ben, die noch der Klärung auf internationaler Ebene bedürfen; dazu gehört z. B. 
auch die Frage, ob auch Daten (Gensequenzen und die zugehörigen Metada-
ten, „Digital Sequence Information“, DSI) über genetische Ressourcen wie 
diese selbst den Regelungen des Nagoya-Protokolls unterliegen und ihre Nut-
zung mit Auflagen verbunden werden kann. 
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